
Stadt Troisdorf 
Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan E 66, Blatt 5 

 
 
 

 
 1 

 
 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

 

1. Art der Nutzung 

(1) In den festgesetzten Dorfgebieten (§ 5 BauNVO) sind gem. § 1 Abs. 5 
BauNVO Nutzungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 9 (Tankstellen) ausgeschlossen. 

(2) In den festgesetzten Dorfgebieten (§ 5 BauNVO) werden Ausnahmen nach 
§ 5 Abs. 3 BauNVO Abs. 3 (Vergnügungsstätten) gem. § 1 Abs. 6 BauNVO 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

(3) In den überbaubaren Flächen der als MD* gegliederten Dorfgebiete sind 
gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB sonstige Wohngebäude nach § 5 Abs. 2 Nr. 3 
BauNVO unzulässig, bevor nicht gutachterlich nachgewiesen ist, dass durch 
verringerte Geräuschemissionen des landwirtschaftlichen Betriebes Berghei-
mer Str. 1 eine konfliktfreie sonstige (betriebsungebundene) Wohnnutzung 
möglich ist oder das Hofgebäude konfliktfrei umgenutzt wird. 

(4) In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten (§ 4 BauNVO) werden 
Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO (Tankstellen) gem. § 1 Abs. 6 
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

 

2. Überbaubare Grundstücksflächen 

(1) In den festgesetzten Baugebieten sind außerhalb der festgesetzten über-
baubaren Grundstücksfläche Tiefgaragen zulässig, sofern diese vollständig 
mit einem mindestens 0,35 m starken Mutterbodenauftrag abgedeckt und be-
grünt sind. 

(2) Die überbaubare Grundstücksfläche kann durch Balkone bis zu 2,0 m 
überschritten werden, durch Terrassenüberdachungen im Erdgeschoss bis zu 
3,50 m. 
 

3. Mindestgröße der Wohnbaugrundstücke 

Die Mindestgröße der Wohnbaugrundstücke beträgt für Einzelhäuser 350 qm, 
für Doppelhaushälften 250 qm. 
 

4. Garagen, Carports und Stellplätze 

(1) Sind in der Planzeichnung Garagen (Ga) festgesetzt, sind zugleich auch 
Carports (Ca) und nicht überdachte Stellplätze (St) zulässig. 
 
(2) Soweit nicht gesondert festgesetzt, sind Garagen, Carports und Stellplätze 
nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.  
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(3) Nicht überdachte Stellplätze können ausnahmsweise auch an anderer 
Stelle zugelassen werden, sofern der Straßenausbau oder die Straßenaus-
bauplanung nicht entgegenstehen, eine Störung der rückwärtigen Wohngärten 
und der Zweckbestimmung der in der Planzeichnung ausgewiesenen privaten 
Grünfläche ausgeschlossen ist und die maximal zulässige Gesamtgrundfläche 
inkl. der Nebenflächen nach § 19 Abs. 4 BauNVO eingehalten wird. 
 

5. Höhen baulicher Anlagen 

Die Firsthöhe entspricht der Gebäudehöhe. Unberücksichtigt bleiben unterge-
ordnete Bauteile auf dem Dach wie z. B. Schornsteine, die die Firsthöhe um 
bis zu 1,50 m überschreiten dürfen. 
 

6. Schallschutzvorkehrungen 

(1) Die in erster Bautiefe direkt und seitlich der Rheinstraße zugewandten 
Fassaden sind dem Lärmpegelbereich V nach DIN 4109 (Schallschutz im 
Hochbau) zuzuordnen bei einem maßgeblichen Außenlärmpegel von 71 - 75 
dB (A). Die in erster Bautiefe direkt und seitlich der Bergheimer Straße zuge-
wandten Fassaden sind dem Lärmpegelbereich IV nach DIN 4109 (Schall-
schutz im Hochbau) zuzuordnen bei einem maßgeblichen Außenlärmpegel 
von 66 - 70 dB (A). Für schutzbedürftige Räume i. S. § 2 Abs. 2 der 24. BIm-
SchV (Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherber-
gungsstätten, Unterrichtsräume in Ausbildungsstätten, Büro-, Praxis- und La-
borräume sowie Vortrags-, Sitzungs- und Leseräume) ist für die genannten 
Fassaden ein Gesamtschalldämm-Maß R´w,res von 45 dB (A) für die Rhein-
straße und 40 dB (A) für die Bergheimer Straße einzuhalten. Bei einem übli-
chen Fenster-/ Außenwandverhältnis wird in der Rheinstraße der Schallschutz 
durch Einbau von Fenstern der Schallschutzklasse (SSK) 4 gemäß VDI 2719 
– Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen – erreicht mit 
einem Schalldämm-Maß R`w  > 37 dB, in der Bergheimer Straße durch Ein-
bau von Fenstern der Schallschutzklasse (SSK) 3. 

(2) Das genannte Schalldämm-Maß ist bei Neubaumaßnahmen oder bauli-
chen Veränderungen, die die Außenwandhülle betreffen (z. B. die Erneuerung 
von Fenstern) einzuhalten. Nach Realisierung des Straßenbauprojekts L 332n 
(Ortsumgehung Sieglar/Eschmar) in seinen beiden Bauabschnitten ist von ei-
ner prognostizierten Halbierung der Verkehrsmenge in der Rheinstraße aus-
zugehen. In diesem Fall kann für den Außenlärm auf der Grundlage amtlicher 
Verkehrszählungen vom Lärmpegelbereich IV ausgegangen werden. In be-
gründeten anderen Einzelfällen können auf schalltechnischen Nachweis Ab-
weichungen zugelassen werden. 

(3) Räume, die überwiegend zum Schlafen benutzt werden, sowie die in Abs. 
1 genannten schutzbedürftigen Räume mit sauerstoffverbrauchenden Ener-
giequellen hinter Außenwänden, für die Schallschutzmaßnahmen festgesetzt 
sind, müssen über eine entsprechend schallgedämmte Lüftungseinrichtung 
verfügen. Die Luftleistung der Einrichtung muss eine Außenluftrate von mind. 
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20 m3/h je (schlafende) Person erreichen. Die Geräuschbelastung in Schlaf-
räumen durch motorische Belüftungseinrichtungen darf dabei 28 dB (A) nicht 
überschreiten. 
 

7. Bindungen für Bepflanzungen 

Die in der Planzeichnung festgesetzten zu erhaltenden Bäume sind dauerhaft 
zu erhalten und ggf. bei natürlichem Abgang durch standortgerechte Bäume 
als Hochstamm zu ersetzen. 

 
 
II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN) 

 

8. Dachform 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Dachformen und Dachneigungen gel-
ten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Garagen, Carports und Nebenan-
lagen nach § 14 BauNVO. 
 

9. Dachaufbauten und Dacheinschnitte 

(1) Die von öffentlichen Flächen einsehbaren Dachgauben, Zwerchgiebel und 
Dacheinschnitte dürfen in der Länge einzeln oder insgesamt 60 % der 
Traufenlänge nicht überschreiten. Als Traufenlänge wird der Abstand zwi-
schen den Außenseiten der Giebelwände bestimmt. 

(2) Dachgauben in Spitzböden (zweite Dachgeschossebene) sind unzulässig. 
 

10. Dachfarben 

(1) Festgesetzte geneigte Dächer sind einschließlich Zwerchgiebel und Gau-
ben mit anthrazit bis schwarzen oder braunen, nicht reflektierenden Materia-
lien einzudecken. 
 
(2) Zur Erfüllung des Bestimmtheitsgebotes werden für die in Abs. 1 genann-
ten Farben folgende Farbmuster gemäß RAL-Farbenübersicht RAL-K 1 fest-
gelegt: 

a. Anthrazit i. S. der Farbvorschriften entspricht den Vergleichsfarben RAL 
7016, 7021; 

b. Schwarz i. S. der Farbvorschriften entspricht den Vergleichsfarben RAL 
8022, 9004, 9011; 

c. Braun i. S. der Farbvorschriften entspricht den Vergleichsfarben RAL 8002, 
8003, 8004, 8007, 8008, 8011, 8012, 8014, 8015, 8016, 8017, 8019, 8024, 
8025. 

 

11. Werbeanlagen 
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(1) Die Zulässigkeit von Werbeanlagen in den festgesetzten Dorfgebieten ist 
beschränkt auf Werbeanlagen an der Stätte der Leistung. 
 
(2) An Gebäuden sind Werbeanlagen auf das Erdgeschoß bzw. die Brüs-
tungszone des 1. Obergeschosses zu beschränken. Leuchtwerbung mit 
Wechselschaltung und einzelne Anlagen mit einer Ansichtsfläche von mehr 
als 5,0 qm sind unzulässig. Die Gesamtansichtsflächen aller Werbeanlagen je 
Grundstück dürfen 10,0 qm nicht überschreiten. 

 
 
III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN, KENNZEICHNUNGEN UND HINWEISE 

 

12. Kampfmittel 

(1) Das Plangebiet wurde durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst NRW-
Rheinland, Bezirksregierung Düsseldorf überprüft. Es liegt ein diffuser 
Kampfmittelverdacht vor. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst empfiehlt, auf 
den Baugrundstücken eine geophysikalische Untersuchung der zu überbau-
enden Fläche durchzuführen (Schreiben vom 21.1.2011 AZ. 22.5-3-5382068-
306/11). Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf 
das Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Diese bauseitig durchzuführende 
Arbeit vorbereitender Art sollte, falls keine anderen Gründe dagegen spre-
chen, zweckmäßigerweise mit Baubeginn durchgeführt werden. Zur genauen 
Festlegung des abzuschiebenden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise 
wird um Terminabsprache für einen Ortstermin mit einem Mitarbeiter des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes gebeten. Vorab werden zwingend Betre-
tungserlaubnisse der betroffenen Grundstücke und eine Erklärung inkl. Pläne 
über vorhandene Versorgungsleitungen benötigt. Sofern keine Leitungen vor-
handen sind, ist dieses schriftlich zu bestätigen. 
 
(2) Bei Aushubarbeiten mittels Erdbaumaschinen wird eine schichtweise Ab-
tragung um ca. 0,50m sowie eine Beobachtung des Erdreichs hinsichtlich 
Veränderungen wie z.B. Verfärbungen, Inhomogenitäten empfohlen. Generell 
sind Bauarbeiten sofort einzustellen sofern Kampfmittel gefunden werden. In 
diesem Fall ist die zuständige Ordnungsbehörde, der Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst oder die nächstgelegene Polizeidienststelle unverzüglich zu ver-
ständigen. Außerdem ist zu beachten, dass vor Durchführung von Erdarbeiten 
mit erheblicher mechanischer Belastung (z. B. Rammarbeiten, Pfahlgründun-
gen, Verbauarbeiten oder vergleichbare Arbeiten) eine Tiefendetektion bis 7 m 
unter Geländeoberkante empfohlen wird. Ein Antrag kann unter Angabe des o. 
g. AZ. an den Kampfmittelräumdienst kbd@brd.nrw.de gestellt werden. 
 

13. Bodenmaterial / Bodenaushub 

Im Rahmen der Baureifmachung von Grundstücken anfallendes bauschutthal-
tiges oder auffälliges Bodenmaterial (z. B. aus Bodenauffüllungen) ist nach 
vorheriger Anzeige beim Rhein-Sieg-Kreis ordnungsgemäß zu entsorgen. Da-

mailto:kbd@brd.nrw.de
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zu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die wasserrechtliche Erlaubnis 
(Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 
 

14. Wasserschutzzone 

 (1) Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone III B der Wasserge-
winnungsanlagen Köln-Zündorf (Schutzgebietsverordnung vom 07.02.1992, 
Amtsblatt Nr. 9 für den Regierungsbezirk Köln vom 03.03.1992, geändert 
durch Änderungsverordnung vom 04.02.1999, Amtsblatt Nr. 9 für den Regie-
rungsbezirk Köln vom 01.03.1999, geändert durch 2. Verordnungsänderung 
vom 27.04.2006, Amtsblatt Nr. 26 für den Regierungsbezirk Köln vom 
26.07.2006). Die genehmigungspflichtigen Tatbestände und Verbote der 
Wasserschutzgebietsverordnung sind zu beachten.  

(2) Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass das Einleiten von Abwasser 
(Schmutz- und Niederschlagswasser) oder von wassergefährdenden Stoffen 
in den Untergrund verboten ist. Ausgenommen von diesem Verbot - aber er-
laubnispflichtig durch die Untere Wasserbehörde - ist das Versickern von Nie-
derschlagswasser über die belebte Bodenzone. Es wird außerdem besonders 
darauf hingewiesen, dass Stellplätze wasserundurchlässig zu befestigen sind 
und der Einbau von Recyclingbaustoffen erst nach vorheriger wasserrechtli-
cher Erlaubnis nur unter versiegelten Flächen zulässig ist. 
 

15. Versickerung von Niederschlagswasser 

Die auf dem Baugrundstück anfallenden unbelasteten Niederschlagswässer 
von Dachflächen und versiegelten Flächen sind unter Beachtung der Vor-
schriften der Wasserschutzgebietsverordnung (siehe vorgenannter Hinweis) 
gemäß § 44 Landeswassergesetz (LWG) i. V .m. § 55 Abs. 2 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) auf den Grundstücksflächen zu versickern. Das Einleiten 
von unverschmutztem Niederschlagswasser in den Untergrund stellt eine Be-
nutzung des Grundwassers im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 und des § 8 WHG 
dar und bedarf unabhängig vom bauaufsichtlichen Verfahren einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Die Erlaubnis zur Gewässerbenutzung ist bei der nach 
Wasserrecht zuständigen Behörde vorher oder parallel zur Bauanzeige/zum 
Bauantrag rechtzeitig zu beantragen. 
 

16. Verhalten bei der Entdeckung von Bodendenkmalen 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind 
der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Boden-
denkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal , 51491 
Overath, Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. 
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die 
Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbei-
ten ist abzuwarten. 

 
 


